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Angela Paula Löser
2 Sterbebegriff und Sterbehilfe in den verschiedenen Wissenschaftsdisziplinen und in der Sichtweise von

 (S. 24-25)Palliative Care

Die Interpretation von »Sterbehilfe«, »Hilfe im Sterben und im Leben« setzt voraus, dass ein Verständnis des Sterbeprozesses
vorliegt. Dieses Verständnis ist nicht einheitlich in den verschiedenen Wissenschaftsdisziplinen, wie sich nachfolgend
herausstellt. So wird die derzeitige Problematik der gesellschaftlichen Diskussion in diesem Bereich wenigstens teilweise
erklärlich.

Heike Ambrosy
2.1 Sterbehilfe aus juristischer Sicht

2.1.1 Begriffsbestimmung

Unter Sterbehilfe versteht man aus juristischer Sicht »die Hilfe, die einem Menschen beim oder zum Sterben geleistet wird, um so
dem Sterbenden einen würdevollen Tod zu ermöglichen« (Steffen 1999, S. 96).

2.1.2 Geschichtlicher Überblick

Die Sterbehilfe geht auf den Einfluss christlicher Ethik im 4. Jahrhundert n. Chr. zurück. Erst zu diesem Zeitpunkt wurden auch
chronisch kranke Patienten in Hospitälern gepflegt und es galt, das Leben eines jeden Menschen zu erhalten. In der Antike bis ins
späte Mittelalter wurden unheilbar Kranke und Sterbende ihrem Schicksal überlassen und teilweise sogar von der Gesellschaft
verstoßen. »Plato und Aristoteles empfehlen, unheilbar Kranke medizinisch nicht zu behandeln « (Klie 2001, S. 139; vgl. dazu
auch Uhlenbruck/Ulsenheimer in: Laufs/ Uhlenbruck 2002, § 132 Rn. 8).

Im 19. Jahrhundert wurde die Diskussion, ob man schwerkranken und leidenden Menschen Sterbehilfe leisten darf, wieder
aufgenommen. Im Dritten Reich folgten so genannte »Euthanasieaktionen, bei denen rund 80.000 bis 100.000 Patienten aus
psychiatrischen Krankenhäusern und anderen Einrichtungen und Anstalten getötet wurden« (Klie 2001, S. 140). Dadurch geprägt,
geht die Bundesrepublik Deutschland auch heute noch wesentlich strikter mit dem Thema um, als z. B. die Nachbarländer
Schweiz oder die Niederlande. Der Umgang mit Sterbe hilfe wird heute maßgeblich von christlicher Ethik, ärztlichen
Standesrichtlinien und Strafgesetzen beeinflusst.

2.1.3 Konfliktsituationen

Im Rahmen der Sterbehilfe besteht ein Spannungsfeld zwischen folgenden Rechtspositionen: Lebensschutz,
Selbstbestimmungsrecht des Patienten und den Pflichten des Arztes.

2.1.3.1 Lebensschutz

In der Bundesrepublik Deutschland zählt das menschliche Leben zu den höchsten und wichtigsten Rechtsgütern (Grundgesetz Art.
2 Absatz 2): Das dort geregelte Recht auf Leben steht jedem lebenden Menschen bis zum Tode zu und gilt nach Auffassung des
Bundesverfassungsgerichts auch bereits für das ungeborene Leben. Dabei wird der Lebensschutz jedem Menschen unbegrenzt
gewährt. Es kommt also nicht darauf an, ob jemand behindert, geistig verwirrt oder todkrank ist. Durch die Festlegung des
Lebensschutzes im Grundgesetz ist der Staat verpflichtet, jegliches Leben absolut, also uneingeschränkt und umfassend zu
schützen.

2.1.3.2 Selbstbestimmungsrecht des Patienten

Der Pflicht des Staates, jegliches Leben absolut zu schützen, steht das Selbstbestimmungsrecht eines jeden Menschen gegenüber
(siehe auch Kapitel 1.2.1.).

2.1.3.3 Pflichten des Arztes

Die Pflichten des Arztes ergeben sich aus den Grundsätzen der Bundesärztekammer (BÄK) und aus der geltenden Rechtsordnung.
Die Grundsätze der BÄK zur ärztlichen Sterbebegleitung legen standesrechtliche Pflichten fest. Diese sind zugleich auch
Rechtspflichten des Arztes.
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